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Vorwort


Nach längerer, auch coronabedingter Pause erscheint mit ERTRÄGE 8 wieder ein Band mit Vorträgen, die in der Bibliothek des Konservatismus gehalten wurden. Auch wenn sie auf das Jahr 2019, in einem Fall sogar auf 2018 datieren, haben sie allesamt nichts von ihrer Aktualität eingebüßt.


Von der Migrationskrise 2015 ff. sowie der allseits geforderten »Klima-Rettung« spannt sich der Bogen diesmal über eine libertäre philosophische Betrachtung zu Freiheit, Staat und Moral bis hin zu Erinnerungen an den konservativen Kulturphilosophen Egon Friedell und die Spätphase des Soziologen Ralf Dahrendorf.


Für die Bereitschaft, ihre Vorträge zur Veröffentlichung freizugeben, sei allen Autoren an dieser Stelle herzlich gedankt.


Dr. Wolfgang Fenske


Bibliotheksleiter


Berlin, im Juli 2021





Ulrich Vosgerau



»Die Herrschaft des Unrechts«


Das Buch und seine Geschichte1



Das Buch, das ich Ihnen heute abend vorstellen möchte2, habe ich eigentlich gar nicht schreiben wollen – es hat sich ereignet oder ist mir widerfahren. Eigentlich war ich im Herbst 2015 zu einem zunächst unbefristeten Forschungsaufenthalt nach Berlin gekommen, um hier ein ganz anderes Buch zu schreiben, nämlich über das Funktionieren des heutigen politischen Systems in den Zeiten der Globalisierung, in denen die politische Rolle der Parlamente immer schwächer wird, weil sich die Rechtssetzung im Zeichen des internationalen Handels, der grenzüberschreitender Wirtschaftstätigkeit, der internationalen Arbeitsteilung, also eben der Globalisierung, ebenfalls internationalisiert, und so mit der Zeit ein eher postdemokratisches Zeitalter entsteht, das mit den Mitteln des Völkerrechts errichtet wird, wie ehedem das demokratische Zeitalter mit Mitteln des nationalen Verfassungsrechts errichtet worden war.


Die Tagespolitik kam mir dazwischen. Wie Sie wissen, kam es seit Sommer 2015 zu einer massenhaften Einreise von »Flüchtlingen« in die Bundesrepublik Deutschland über die zunächst noch offenstehenden Binnengrenzen der Bundesrepublik, v. a. der deutsch-österreichischen Grenze in Bayern. Ich spreche hier von Flüchtlingen3 eben im Sinne des medialen Diskurses; es liegt dabei auf der Hand, daß die allermeisten, die über die Binnengrenzen nach Deutschland eingereist sind und bis heute einreisen, weder im Sinne des Grundgesetzes4 asylberechtigt sind noch in der Bundesrepublik Deutschland Anspruch auf subsidiären Schutz5 hätten. Diese Duldung der massenhaften Einreise, die sogenannte Flüchtlingskrise, wurde seitens der Bundesregierung ja zunächst begründet mit dem juristischen Narrativ, das Asylrecht des Grundgesetzes nach Art. 16a »kenne keine Obergrenze«. Deswegen sei also auch ein millionenfaches Eindringen von Flüchtlingen zu dulden, dies folge sozusagen unmittelbar aus dem Grundgesetz. Später wurde dieses Narrativ dann – etwa Anfang 2016 – relativiert und teilweise ersetzt durch ein anderes Narrativ, das nunmehr besagte, daß die Bundesregierung ein sogenanntes Selbsteintrittsrecht nach Art. 17a der Dublin-III-Verordnung6 wahrnehme oder wahrgenommen habe. Nach dieser Vorschrift kann ein Staat, der innerhalb der EU eigentlich gar nicht zuständig ist für die Durchführung eines Asylverfahrens, dieses doch gleichwohl im Einzelfall an sich ziehen.7 Sie war im Hinblick auf die »Flüchtlingskrise« von 2015/16 ebensowenig einschlägig wie Art. 16a des Grundgesetzes, aber immerhin lag in dieser Umstellung insofern eine »Begründungsrevolution«, als die Regierung damit zum ersten Mal zugab, daß es eben keine gesetzliche Verpflichtung zur Aufnahme der Flüchtlinge gab (wie man der Bevölkerung ein dreiviertel Jahr lang weisgemacht hatte), sondern daß die Aufnahme vielmehr eine politische Entscheidung gewesen ist.8


Im Spätsommer und Herbst des Jahres 2015 glaubte man als Volljurist und als akademischer Öffentlich-Rechtler bzw. Europarechtler geradezu verrückt zu werden.9 Millionenfach wurden Flüchtlinge, die in Deutschland nicht asylberechtigt waren, in Deutschland aufgenommen. Denn ein Asylbewerber, der über eine Landgrenze in die Bundesrepublik Deutschland einreist, kommt auf jedem Fall aus einem sicheren Drittstaat und kann daher in Deutschland nicht asylberechtigt sein. Wir sind nur von sicheren Drittstaaten umgeben. Selbst bei Vorliegen eines individuellen Asylgrundes hat kein Recht auf Asyl in Deutschland, wer über einen sicheren Drittstaat oder gar aus einem Mitgliedstaat der EU nach Deutschland eingereist ist (Artikel 16a Absatz 2 Grundgesetz). Dies war ja gerade der Inhalt des »Asylkompromisses« von 199210, der seinerzeit verfassungsrechtlich umgesetzt wurde und nun von Politik und Medien als nicht existent behandelt wurde. Wer aus einem EU-Land ohne Einreisetitel einreisen will, dem ist die Einreise zu verweigern.11 Wer trotzdem einreist und grenznah angetroffen wird, ist »zurückzuschieben« (§ 18 Asylgesetz).12


Und um nicht verrückt zu werden, also nicht zuletzt auch aus psychohygienischen Gründen, entschloß ich mich im Spätherbst 2015, einen allgemeinverständlichen Artikel über die Rechtsbrüche der Bundesregierung zu schreiben, der dann im November unter dem Titel »Herrschaft des Unrechts« in der politischen Monatszeitschrift Cicero abgedruckt wurde.13 An eine Veröffentlichung in einer juristischen Fachzeitschrift – entsprechend meiner bisherigen Tätigkeit in den Jahren zuvor – dachte ich zu diesem Zeitpunkt schon nicht mehr, denn den Fachleuten für öffentliches Recht mußte der Sachverhalt ja ohnehin mehr oder minder klar sein, so kompliziert war er ja nun auch wieder nicht. Und trotzdem schwiegen sie! Qui tacet, consentire videtur, sagten die Römischen Juristen. Wer schweigt, scheint zuzustimmen. Das wollte ich nun nicht mehr mitmachen. Das Amt des Universitätsprofessors auf Lebenszeit, der als Beamter abgesichert ist, ohne aber deswegen die Linie eines Ministeriums vertreten zu müssen, hat sich seit dem aufgeklärten Absolutismus in Preußen herausgebildet. Jedenfalls bei vernünftiger Betrachtungsweise ist es für den Staat und auch die Regierung hilfreich, wenn es Leute gibt, die sie kritisieren können. Heute versagt der Mechanismus aus verschiedenen Gründen. Der Titel des Aufsatzes14 wurde dann durch den seinerzeitigen Bayerischen Ministerpräsidenten Horst Seehofer in einem Interview bald medienwirksam so popularisiert15, daß die Wendung vielfach bis heute Seehofer zugeschrieben wird. (Tantiemen hat er leider nie gezahlt.)16


Zu der Grenzöffnung von 2015/16 gibt es eine Parallele: die Griechenland-Rettung, die Staatsschulden- und Eurokrise seit 2010. Auch hier hatte die Bundesregierung bereits erkennbar rechtswidrig gehandelt, da das Eintreten, die Haftung, die Bürgschaft eines Staates für die Staatsschulden eines anderen Mitgliedstaates der EU eindeutig verboten gewesen ist (Art. 125 des Vertrages über die Arbeitsweise der Europäischen Union, AEUV, damals geltende Fassung). Auch damals hat sich kein großer Protest gerührt. Ein gewisser Unterschied zwischen der Staatsschuldenkrise bzw. Eurokrise (2010 ff.) und der Flüchtlingskrise (2015 ff.) bestand freilich darin, daß damals, 2010, das Parlament – als das einzige unmittelbar demokratisch legitimiertes Staatsorgan – noch mit dem Sachverhalt befaßt worden ist, sei es auch in aller Eile (nach jeder Abstimmung im Zusammenhang mit den verschiedenen Stufen zunächst der Griechenland-Rettung und sodann der Einführung der bis heute in Kraft befindlichen »Stabilitätsmechanismen« kursierten ja Interviews mit Bundestagsabgeordneten im Bundestagsfoyer, die erkennbar keine Ahnung hatten, worüber sie gerade abgestimmt hatten und um wieviel Geld es gegangen war).


In der Flüchtlingskrise ist das Parlament überhaupt nicht mehr eingeschaltet gewesen. Die vermutlich folgenreichste Entscheidung der deutschen Politik seit 1945 ist ohne Beteiligung des Deutschen Bundestages zustande gekommen, auf rein administrativem Wege. Dies würde der Verfassung selbst dann widersprechen, wenn es tatsächlich so sein sollte, daß die Bundesregierung sich für ihr Handeln letztlich auf eine Rechtfertigung aus dem Unionsrecht berufen könnte. Denn seit rund 50 Jahren ist die eigentlich zentrale staatsorganisationsrechtliche Lehre des Bundesverfassungsgerichts die sogenannte Wesentlichkeitstheorie.17 Nach dieser Lehre verpflichten Rechtsstaat- und Demokratieprinzip den parlamentarischen Gesetzgeber, in grundlegenden normativen Bereichen, die also staatswesentliche, zukunftswesentliche, nicht revidierbare Entscheidungen zum Gegenstand haben, zumal wenn diese mit der Grundrechtsausübung zu tun haben, alle wesentlichen Entscheidungen selber zu treffen und nicht der demokratisch nur mittelbar legitimierten Verwaltung zu überlassen, und zwar unabhängig davon, ob diese Entscheidungen Grundrechtseingriffe im technischen Sinne bewirken oder nicht.18 Daher hätte die Entscheidung über die Öffnung der Grenze mit der Folge eines unkontrollierten Zustroms hunderttausender von Flüchtlingen selbst dann, wenn sie aufgrund von das deutsche Verfassungsrecht und Bundesrecht überlagernder unionaler Rechtsnormen vielleicht nicht geboten, aber jedenfalls erlaubt gewesen wäre – was aber in Wahrheit nicht der Fall ist! – allenfalls durch den Deutschen Bundestag, jedenfalls aber nicht von der Regierung oder gar der Bundeskanzlerin im Alleingang getroffen werden können.19


Wie konnte es dazu kommen, daß sich die Bundesrepublik Deutschland in wenigen Jahren von einem mustergültigen, eigentlich von der ganzen Welt bewunderten, geradezu perfekten Rechts- und Verfassungsstaat in ein Land verwandelt hat, in dem die Regierung sich um Recht und Verfassung nicht mehr kümmert und das Parlament dazu schweigt? Ein Merkmal des allmählichen Überganges von einem demokratischen in ein postdemokratisches Zeitalter ist es, daß politische Entscheidungen gegenüber der Bevölkerung nicht mehr nur oder in erster Linie mit parlamentarischen Mehrheiten oder auch nationalen Interessen begründet werden, sondern mit internationalen Verpflichtungen. Das können Verpflichtungen politischer oder auch moralischer, grundrechtlich-zivilisatorischer Art sein; letzteres ist dann immer ein wenig ungefähr. Oder aber, es können auch wirkliche oder angebliche Verpflichtungen rechtlicher Art sein. Diese Postdemokratie, die so entsteht, ist immer auch eine Expertokratie. Bereits in der Staatsschuldenkrise hatte sich ja gezeigt, daß den meisten Bürgern (und übrigens auch Bundestagsabgeordneten und Ministern) die genauen Zusammenhänge im System der Weltwirtschaft, des Währungswesens, der Staatenfinanzierung im Rahmen der rechtlichen Vorgaben im Euroraum und deren Wechselwirkung mit der Risikosteuerung im weltweiten Bankgeschäft im Grunde doch zu kompliziert sind und daß von daher die Tendenz aufkommt, obrigkeitlichen Expertenentscheidungen blind zu vertrauen, da man diese ohnehin nicht selbst auf ihre Richtigkeit hin überprüfen könnte. Das war aber in der Flüchtlingskrise durchaus ähnlich: Hier wird das nationale Verfassungs- und Bundesrecht von weiteren Vorgaben des Unionsrechts (im Hinblick auf die Asylverfahrenszuständigkeit einerseits und das Binnengrenzregime überhaupt andererseits) teils überlagert, außerdem treten völkerrechtliche Fragen etwa der Genfer Flüchtlingskonvention teilweise hinzu. Der interessierte Laie las etwa ab 2016 täglich neue rechtliche Theorien in den Zeitungen und mußte zu dem Eindruck kommen, selbst die versiertesten Ausländer- oder auch Europarechtler würden sich nicht mehr auskennen oder sich jedenfalls nicht einig werden, die anzuwendenden Regelwerke seien offenbar allzu »komplex«. Unter anderem dieser Umstand versetzt die Politik wieder in stärker die Lage, wichtige Zeitfragen im Grunde autoritär lösen zu können, also von oben nach unten. Das heißt in rechtshistorischer Perspektive ist die Einführung des Unionsrechts, dessen Bedeutung ja ständig zugenommen hat, ein Mechanismus, durch den die Verwaltung bzw. die Regierungen wieder in diejenige Machtposition einzurücken beginnen, aus der sie durch das Aufkommen der demokratischen Staatsform eigentlich hatten verdrängt werden sollen.20


Dies führt dann aber interessanterweise dennoch nicht dazu, daß die Regierungen beziehungsweise die Verwaltung wieder »souverän« werden, wie sie es in vordemokratischen, vorparlamentarischen Zeiten gewesen sind. So einfach ist es nicht. Denn diese Regierungen, die einerseits zu einem beträchtlichen Maße jetzt autoritär durchregieren können, mit dem Verweis auf internationale Verpflichtungen, internationale rechtliche Bindung und das Urteil wichtiger Experten, fürchten sich ihrerseits bei ihren Entscheidungen vor den Massenmedien und dem Urteil der Massenmedien.21


Nachdem ich im November 2015 den Artikel in der politischen Monatszeitschrift Cicero veröffentlicht hatte, erreichten mich aus dem gesamten Bundesgebiet per Brief und per E-Mail zahlreiche Reaktion von Lesern. Nicht wenige legten mir ihre Briefwechsel mit staatlichen Stellen, etwa dem Bundesinnenministerium oder dem Präsidium des Deutschen Bundestages oder auch mit einzelnen Bundestagsabgeordneten vor, deren Auswertung einigermaßen aufschlußreich war und aus denen ich glaube schließen zu können, daß in den Tagen der Entscheidung offenbar wirklich niemand in Berlin auch nur irgendeinen Plan hatte, weder einen Plan A noch ein Plan B, vermutlich die Bundeskanzlerin am allerwenigsten. Diese Diagnose schien sich denn auch durch entsprechende, natürlich ungleich vollständigere und gründlichere Hintergrundrecherchen verschiedener Journalistenteams zu bestätigen.22 Die Akteure folgten offenbar weniger irgendwelchen vorgefertigten einwanderungspolitischen oder auch einfach nur gesinnungsethischen Ideologien, sondern der Angst vor den Fernsehbildern, die eine Nicht-Öffnung der deutschen Grenze am 4. September 2015 bzw. deren effektive Schließung ab dem 15. September 2015 wohl nach sich gezogen hätte, und einer mit diesen Fernsehbildern verbundenen emotionalisierenden Pressekampagne, in der die Legitimität und Humanität einer Grenzschließungspolitik in Abrede gestellt worden wäre.23


Insbesondere durch den Bestseller »Die Getriebenen« des Welt-Journalisten Robin Alexander – der sich auf Gespräche mit zahlreichen Quellen im Regierungsapparat beruft, dabei freilich aus Gründen des journalistischen Quellenschutzes keinerlei Fußnotenapparat präsentieren kann, der die Herkunft seiner Informationen belegen und die zeithistorisch unumgängliche Quellenkritik erst ermöglichen würde – hat sich mittlerweile die »Planlosigkeits-Theorie« weithin als die richtige gegenwartsgeschichtliche Deutung durchgesetzt.24 Robin Alexander ist gewissermaßen der Urheber der Planlosigkeitstheorie, ich selber würde auf diesem historischen Feld ebenfalls der Planlosigkeitstheorie zuneigen: Die Regierung hat planlos gehandelt aus Angst vor den Massenmedien. Robin Alexander verweist auf die der Flüchtlingskrise vorangehenden Geschichte mit dem Flüchtlingsmädchen Reem. 2014 war nämlich die Bundeskanzlerin Merkel diesem palästinensischen Flüchtlingsmädchen begegnet und dieses hatte dann geweint, weil die Abschiebung der Familie bevorstand – später ist das revidiert worden – und die Bundeskanzlerin hatte sie zu trösten versucht, was natürlich zwingend in einer letztlich irgendwo auch ungeschickten Weise geschehen mußte, das kann man ja gar nicht »geschickt« machen in dieser Situation. Die Berichterstattung des NDR über die Szene wurde zum Ausgangspunkt einer emotionalisierten Negativkampagne gegen die Bundeskanzlerin (»Merkel streichelt«), die in den Sozialen Medien großen Erfolg hatte. Hier wurzelte letztlich der Entschluß der Kanzlerin, so etwas dürfe nicht wieder geschehen, und die Medien, zumal der öffentlichrechtliche Rundfunk, würden es nicht tolerieren, wenn man in irgendeiner Weise den Interessen der Asylbewerber nicht nachgibt: »Wenn wir die Grenzen zumachen, dann kriegen wir eine Medienkampagne, die wir nicht überstehen werden.«


Es gibt auch andere Ansichten. Ich wage die Prognose, daß die Umstände und Hintergründe der deutschen Grenzöffnung im und seit September 2015 künftig noch den Gegenstand eines Historikerstreits bilden werden, in dem die vertretenen Positionen und Theorien in allen möglichen Varianten zwischen »kopflosem Spontanhandeln geopolitisch infantiler Akteure« und »von langer Hand in internationalen Geheimzirkeln geplanter demographischer Umsturz« changieren werden. Der dezidiert linke Sozialwissenschaftler Wolfgang Streeck25, gemeinhin ein starker Analytiker, sagt: Wer so etwas macht, über Jahre hinweg, der handelt doch nicht ohne Plan! Und in der Tat, es mag einem auffallen, daß die Politik der Regierung doch in frappierend Weise an Empfehlungen erinnert, die die Bertelsmann-Stiftung seit vielen Jahren mit großer Energie der Politik unterbreitet26, allerdings mit dem Unterschied, daß zu meiner Kenntnis die Bertelsmann-Stiftung nie verlangt hat, nur Männer einwandern zu lassen (es kommen ja ganz vorwiegend Männer).


Aber dieser Deutung, nach der der Grenzöffnung eine Art »geheime Agenda« im Sinne der Umsetzung von Masseneinwanderungsplänen zugrunde gelegen hat, stand von Anfang an die »Planlosigkeits-Theorie« gegenüber, der ich auch zuneigen würde. Freilich belegen alternative Entwürfe wie eben der von Wolfgang Streeck, daß sie nicht unangefochten ist, und natürlich befriedigt die Erklärung folgenreicher historischer Abläufe durch reine »Planlosigkeit« der Hauptakteure den Historiker in der Regel nicht. Aber ich selbst tue mich aus politischer und allgemeiner Lebenserfahrung heraus mit jeder Art von »Verschwörungstheorie« schwer; das meiste im Leben ist dummer Zufall, und politische Akteure in der modernen Massen- und Mediendemokratie sind strukturell immer überfordert, übermüdet, gehetzt und verwirrt. Das hat strukturelle Ursachen und gründet nicht etwa in charakterlichen Defiziten der Politiker. Hintergrund der Wanderungsbewegungen ist aber jedenfalls der enorme Bevölkerungsüberschuß des Nahen Osten und auch Afrika, die Bevölkerungsexplosion – dieses Wort, das Sie nie in den Medien hören, die Überbevölkerung.27


*


Es gibt ja sogar in der Politikwissenschaft den Begriff der Skandalokratie. Das ist natürlich eine künstliche Wortschöpfung, es heißt ja wörtlich, »die Herrschaft des Skandals«, ein Skandal kann aber nicht »herrschen«, er ist ja kein Akteur. Es geht dabei um folgendes: In der heutigen Zeit hat sich die Struktur der politischen Herrschaft und der Modus politischer Veränderungen im Vergleich zu früheren Zeiten maßgeblich geändert. Auch das gehört in den Zusammenhang der Postdemokratie. Herkömmlicherweise sind die großen gesellschaftlichen Veränderungen, die großen Neuorientierungen, ganz einfach durch Wahlen hergestellt worden, denken Sie etwa an die Wahl Willy Brandts zum Bundeskanzler oder vorher noch die Wahl Konrad Adenauers zum Bundeskanzler und eben nicht Kurt Schumachers, das war eine ganz große Weichenstellung. Diesen Weichenstellungen gingen oft große und jahrelange gesellschaftliche Debatten voraus, die schließlich in abgekürzter und konzentrierter Form in parlamentarische Aussprachen überführt wurden und schließlich in Abstimmungen kulminierten und so schließlich entschieden wurden. Denken Sie an die Ostverträge, denken Sie an den NATO-Doppelbeschluß oder, schon in einer ziemlichen Spätphase, an die Hauptstadtfrage, die ja völlig offen im Deutschen Bundestag debattiert wurde. Die Lehre von der Skandalokratie besagt nun, daß es heute eben so nicht mehr läuft, sondern daß in der heutigen Zeit die großen politischen Veränderungen, die neuen Weichenstellungen, wesentlich durch Medienskandale herbeigeführt werden. Hierüber gibt es eine ganze Reihe spezifisch medienwissenschaftlicher Untersuchungen, etwa von Hans Mathias Kepplinger28, von Uwe Krüger29, von Ulrich Teusch30 und natürlich, überlebensgroß im Hintergrund stehend, von Elisabeth Noelle-Neumann31, das ist die akademische Lehrerin von Hans Mathias Kepplinger gewesen. Ich wollte bei meinen Untersuchungen über die Rolle der Massenmedien freilich der etablierten Medienwissenschaft, die großangelegte empirische Untersuchungen dazu durchführt, was eigentlich so in der Zeitung steht, keine Konkurrenz machen. Sondern ich analysiere nur einen einzigen Fall, den ich besonders gut kenne, nämlich gezwungenermaßen selber zur Kenntnis nehmen mußte: meinen eigenen.


Nach meinem Cicero-Artikel erreichten mich auch etliche Anfragen, Vorträge über die sich im Rahmen der Asylkrise stellenden Themen und Rechtsfragen zu halten, so auch vom Ortverband einer politischen Partei in einem der Münchner Vororte. Bereits dreizehn Tage vor dem geplanten Vortrag veröffentlichte die Süddeutsche Zeitung einen erstaunlich langen Ankündigungsartikel, also keineswegs nur eine einfache Meldung. In diesem Artikel wurde aber nicht etwa mein Vortrag angekündigt, sondern eine dagegen geplante Gegendemonstration.32 Der Artikel erschöpfte sich im wesentlichen darin, die Verlautbarungen des Hauptorganisators der Gegendemonstration im Wortlaut wiederzugeben.


Der fragliche Beitrag bediente gezielt und routiniert genau diejenigen medialen Reflexe, die seit den bahnbrechenden Arbeiten Elisabeth Noelle-Neumanns in den Medienwissenschaften bekannt sind (»Schweigespirale«): Dem Leser wird ohne empirische Grundlage, aber mit der Autorität eines hunderttausendfach verbreiteten und überall bekannten Mediums33 verkündet, eine bestimmte Meinung, eine bestimmte Sichtweise, ein bestimmtes Interesse sei die oder das von nur wenigen, verhaßten Außenseitern, die diese schon zu ihrem eigenen Besten und um soziale Isolation und Benachteiligung zu vermeiden, besser nicht öffentlich machen sollten. Dadurch wird der Mensch bei seiner angeborenen Furcht vor dem Abrutschen in die soziale Außenseiterposition, vor Isolation, beruflichen Nachteilen und Einsamkeit gepackt. Der Artikel mit dem Aufruf zur Gegendemonstration gegen meinen Vortrag gipfelte allen Ernstes dann in dem Hinweis der Gegendemonstranten, der Besuch meines Vortrages sei »nicht verboten«, wenn man auch eben davor warne. »Wir sind demokratisch genug, um zu sagen, wer hingehen will, soll das tun, auch wenn wir keine große Freude daran haben.«34
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